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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Die sechs grössten Parteien der Schweiz verzeichneten 2020 und 2021 nach eigenen
Angaben fast durchwegs einen deutlichen Mitgliederzuwachs, wie die Aargauer Zeitung
im Januar 2022 berichtete. Die Zahlen sind zwar zu relativieren, weil nicht alle Parteien
ein zentrales Mitgliederregister führen und die Parteien zudem unterschiedliche
Kriterien dafür verwenden, ab wann sie jemanden als Parteimitglied zählen. Die
Aargauer Zeitung und der von ihr befragte Politanalyst Mark Balsiger hielten einen
Zuwachs indessen für plausibel. Als Erklärungsfaktoren nannten sie, dass in dem
Zeitraum viele Bürgerinnen und Bürger durch die stark alltagsrelevante Covid-19-
Pandemie, aber auch durch die intensivierte Diskussion um den Klimawandel und durch
aussergewöhlich intensive Abstimmungskämpfe etwa zur
Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und zu den beiden Covid-19-
Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 politisiert worden seien. Diese
Politisierung sei noch verstärkt worden durch einen stark erhöhten Medienkonsum
vieler Leute in den ersten anderthalb Jahren der Pandemie und zeige sich nebst den
vermehrten Parteieintritten auch an den aussergewöhnlich hohen Beteiligungsraten bei
den Volksabstimmungen seit Pandemiebeginn.
In absoluten Zahlen den stärksten Zuwachs meldete Die Mitte. Seit der Fusion von CVP
und BDP (zuletzt 82'000 bzw. 4'000 Mitglieder) im Januar 2021 sei die Mitgliederzahl
um 5'500 auf 91'500 gestiegen. Die Partei führte dies auch auf ihr Rebranding mit dem
neuen Parteinamen zurück.
Einen nicht genauer bezifferten Nettozuwachs «im vierstelligen Bereich» meldete die
SVP, deren Mitgliederzahl gemäss einer nicht datierten Angabe auf der Parteiwebsite
80'000 betrug. In jüngerer Vergangenheit sei die Mitgliederzahl nur nach der Annahme
der Masseneinwanderungsinitiative 2014 und nach der Nichtwiederwahl ihres
Bundesrats Christoph Blocher 2007 noch stärker gestiegen. Der massnahmenkritische
Kurs der Partei in der Coronapolitik führte gemäss ihren eigenen Angaben zwar zu
Austritten älterer bisheriger Mitglieder, diese seien aber mehr als kompensiert worden
durch jüngere Neumitglieder, die sich gerade von diesem Kurs angesprochen gefühlt
hätten.
Die SP meldete 32'814 Mitglieder, was rund 1'400 Personen mehr seien als zwei Jahre
zuvor. Es gebe aber schon seit 2015 einen kontinuierlichen Zuwachs. Ein Teil der
Neumitglieder sei wegen der Coronapolitik zur SP gestossen, die Hauptgründe waren
gemäss einer Neumitgliederbefragung aber Gespräche mit Bekannten, die bereits
Parteimitglieder waren, und Ereignisse im Zusammenhang mit einzelnen Abstimmungen
oder Wahlen.
Gar den grössten «Mitgliederboom» ihrer Parteigeschichte erlebten gemäss
Parteipräsident Balthasar Glättli die Grünen: Die Mitgliederzahl sei in zwei Jahren um
2'300 auf 12'967 gestiegen, was wohl auf die Themenführerschaft der Grünen in der
Klimapolitik zurückzuführen sei.
Am sechstmeisten Mitglieder hatte die GLP, die 6'800 Mitglieder meldete, was 1'700
mehr seien als zwei Jahre zuvor. Der starke Anstieg habe schon nach den für die GLP
äusserst erfolgreichen Nationalratswahlen 2019 begonnen.
Keine Informationen zur aktuellen Mitgliederentwicklung hatte die FDP Schweiz. Man
nehme aber «keine namhaften Schwankungen» wahr. Im Jahr 2019 hatte die Partei ihre
Mitgliederzahl mit 120'000 beziffert.
Vergleicht man die gemeldeten Zahlen mit jenen aus dem Jahr 2013, so sind die Mitte
und die SVP seither per Saldo geschrumpft, bei der FDP blieb die Mitgliederzahl stabil.
Demgegenüber konnten die SP, die Grünen und die GLP ihre Mitgliederbasis seit 2013
verbreitern. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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Parteiensystem

Nach der Abwahl ihres Bundesrats Christoph Blocher beschloss die SVP den Gang in die
Opposition. Die SVP-Bundesräte Samuel Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf wurden
aus der Bundeshausfraktion ausgeschlossen und die SVP betrachtete sich als nicht
mehr in der Regierung vertreten. Ihre Rolle als Oppositionspartei musste die SVP
allerdings erst finden. Es kam zu Spannungen innerhalb der Fraktion, da sich einige
Parlamentarier, vor allem Vertreter der Berner und der Bündner SVP, gegen den
Oppositionskurs wehrten. Die SVP gab an, keinen Systemwechsel vom Konkordanz- zu
einem Konkurrenzsystem anzustreben. Auch an der Parlamentsarbeit wollte sie sich
weiterhin beteiligen. Als Sofortmassnahme nahm die SVP nicht an den traditionellen
Von-Wattenwyl-Gesprächen zwischen den Regierungsparteien teil und prüfte die
Lancierung einer Initiative für die Volkswahl des Bundesrates. Zudem kündigte sie an, in
Zukunft vermehrt auf die direktdemokratischen Instrumente Initiative und Referendum
zu setzen. In der Presse überwog die Einschätzung, dass der Gang in die Opposition in
erster Linie eine weitere Verschärfung des Tons bedeuten werde. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL

Grosse Parteien

An ihrer ersten Versammlung mit zwei eigenen Bundesräten beschlossen die SVP-
Delegierten in Wil (SG) dreimal die Ja-Parole für die Abstimmung vom 8. Februar.
Bundesrat Blocher, der das Nein der Regierung zur Verwahrungsinitiative vertrat, wies
darauf hin, dass er über die politischen Schwerpunkte des Bundesrats spreche, bevor
die erste Bundesratssitzung in der neuen Zusammensetzung stattgefunden habe. Er sei
beauftragt zu sagen, was Bundesrat und Parlament dazu bewogen habe, die Initiative
abzulehnen, seine persönliche Meinung spiele hier keine Rolle. Die Delegierten
befürworteten die Initiative mit 398:16 Stimmen, den Gegenentwurf zur Avanti-Initiative
mit 282:25 und die Mietrechtsrevision mit 311:52 Stimmen. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung im Schützenhaus Albisgüetli, wo die Zürcher SVP
seinerzeit die Nein-Parole zum EWR herausgegeben hatte, verabschiedeten die SVP-
Vertreter mit 344:11 Stimmen eine Resolution, die den Bundesrat auffordert, auf seinen
Entscheid zurückzukommen und den Beitritt zum Schengen-Abkommen nicht dem
fakultativen, sondern dem obligatorischen Referendum und damit dem Ständemehr zu
unterstellen. Sollte der Bundesrat dies ablehnen, wurde die Parteileitung beauftragt,
das fakultative Referendum zu ergreifen. Mit 315:12 Stimmen lehnten die Delegierten
den Mutterschaftsurlaub und mit 300:0 Stimmen die beiden Einbürgerungsvorlagen ab;
auch die Poststellen-Initiative hatte mit 237:27 Nein keine Chancen. Zwei Monate
später beschlossen die SVP-Delegierten in Basel mit 321:4 Stimmen die „Nein-Parole“
zu Schengen und Dublin – noch bevor das Parlament darüber beraten hatte. Ziel der
Veranstaltung war es nach der Ansicht von Kommentatoren offensichtlich, die Basis zu
beruhigen und zu zeigen, dass sich die SVP auch mit Christoph Blocher im Bundesrat
treu bleibt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.08.2004
MAGDALENA BERNATH

Mit 297:94 Stimmen gaben die SVP-Delegierten in La Chaux-de-Fonds (NE) die Nein-
Parole zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die neuen EU-Länder heraus
und stellten sich damit gegen Bundesrat Blocher und die Nationalräte und Unternehmer
Peter Spuhler (TG) und Hansruedi Wandfluh (BE), welche sich für die Vorlage
ausgesprochen hatten. Blocher hatte vor übertriebenen Hoffnungen gewarnt, mit der
Personenfreizügigkeit die Schweizer Wirtschaft retten zu wollen, aber festgehalten,
dass die Schweiz den Schritt wagen sollte. Zu einer kleinen Debatte führte ein
Thesenpapier über die Liberalisierung der Agrarpolitik. Dieses bekräftigte die
Multifunktionalität der Landwirtschaft und die Forderung nach einer staatlichen
Abgeltung für bäuerliche Leistungen, verlangte jedoch von den Bauern, von
„Staatsbeamten“ zu Unternehmern zu werden. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.08.2005
MAGDALENA BERNATH
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Auf der Delegiertenversammlung vom Februar in Stans (NW) sprach sich die SVP mit
326:2 Stimmen für die Privatisierung der Swisscom aus. Bundesrat Blocher
argumentierte, das Haftungsrisiko sei für den Bund zu hoch. Nach dem Verkauf sei aber
auf die Gewährleistung der Grundversorgung für alle Kunden zu achten, wobei diese
Leistung auch von privater Hand erbracht werden könne. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.02.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An der Versammlung in Maienfeld (GR) im April votierten die Delegierten einstimmig für
die Asyl- und Ausländergesetze; die SVP war in der Kampagne zu dieser
Volksabstimmung äusserst präsent und bemühte sich, die auch von den anderen
bürgerlichen Parteien mitgetragenen Beschlüsse als alleiniges Verdienst der SVP und
ihres Bundesrats Blocher darzustellen. Mit einer knappen Mehrheit von 32:26 Stimmen
fasste der Parteivorstand in Maienfeld auch die Ja-Parole zum Bildungsartikel. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Parteitag im Oktober in Freiburg bekräftigte und verschärfte die Wahlplattform der
SVP von 2003 für die eidgenössischen Wahlen 2007. Unter dem Slogan „Mein Zuhause –
unsere Schweiz“ wurden neben dem Eintreten für die „Freiheit“ und „Unabhängigkeit“
eines möglichst schlanken Staates – niedrigere Steuern und Abgaben, Senkung der
Staatsquote auf das Niveau von 1990 – die Kriminalitätsbekämpfung und der Ausbau des
Strassennetzes als wichtige Ziele formuliert. Wie Präsident Ueli Maurer und der Zürcher
Nationalrat Mörgeli bezeichnete Bundesrat Blocher den Asylmissbrauch und die illegale
Einwanderung als wesentliche Probleme der Schweiz. Gemäss der SVP sollen neue
Einwanderer einen dreijährigen Verzicht auf Sozialhilfe geloben bzw. ihre
Unabhängigkeit von staatlichen Mitteln nachweisen müssen. SVP-Präsident Maurer
formulierte die Zahl von 100'000 neuen SVP-Wählern als das ehrgeizige Ziel der Partei
für die Nationalratswahlen vom Herbst 2007. 8

WAHLEN
DATUM: 23.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung in Payerne (VD) beschloss die SVP, bei einer Abwahl
eines ihrer Bundesräte in die Opposition zu gehen. Zudem solle aus der SVP-Fraktion
ausgeschlossen werden, wer anstelle von Schmid oder Blocher eine Wahl in den
Bundesrat annehme. Die Delegierten sprachen sich ohne Gegenstimme gegen die
Initiative für eine Einheitskrankenkasse aus. Bundesrat Schmid äusserte sich in der
Presse, er werde bei einer Nichtwiederwahl von Bundesrat Blocher frei entscheiden, ob
er in der Regierung verbleibe. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.02.2007
SABINE HOHL

Mitte März hielt die SVP eine Delegiertenversammlung in Lugano ab, die ganz im
Zeichen des Ausländerthemas stand. Parteipräsident Maurer sagte in einer Rede, die
SVP stehe für all die Eigenschaften, welche den Erfolg der Schweiz ausmachten. Sie
kämpfe für die Neutralität, das Bankgeheimnis und den föderalistischen Wettbewerb.
Das freundliche Gesicht der Schweiz sei aber vermehrt durch „multikulturelle
Brutalität“ abgelöst worden. Bundesrat Blocher sprach zum Thema Jugendgewalt. Diese
sei eine grosse Sorge der Bevölkerung, die erst langsam von der Politik wahrgenommen
werde. Ein weiteres Thema der Delegiertenversammlung waren Bildungsprobleme im
Zusammenhang mit der Migration. Die SVP forderte zur Lösung dieser Probleme eine
Rückkehr zum Leistungs- und Wettbewerbsprinzip in den Schulen. Auch die Diskussion
der 5. IV-Revision, zu der die Delegierten mit 310 zu 1 Stimme die Ja-Parole fassten,
drehte sich um das Thema Ausländer. Nationalrat Bortoluzzi (ZH) äusserte sich, die IV
sei „balkanisiert“ worden. Ohne Gegenstimme beschlossen die Delegierten, eine
Volksinitiative mit dem Titel „Unsere Regeln gelten für alle“ auszuarbeiten. Die
Delegiertenversammlung in Lugano wurde in der Presse kritisiert, weil der Tessiner
Parteisekretär von „ausländischen Parasiten, welche sich auf unsere Kosten wie
Kaninchen vermehren“ gesprochen hatte, ohne dass die Parteileitung eingegriffen
hatte. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.03.2007
SABINE HOHL

Im Juli geriet die FDP bezüglich ihrer Vertretung im Bundesrat unter Druck. Umfragen
zeigten, dass die CVP die FDP fast an Stimmenanteilen einholen könnte und die CVP
stellte dementsprechend die Forderung nach einer Zweiervertretung in der Regierung.
Die FDP äusserte sich deshalb früher als geplant, sie werde bei den Bundesratswahlen
mit ihren beiden bisherigen Bundesräten Couchepin und Merz wieder antreten.
Gleichzeitig kündigte sie an, sie werde die personellen Entscheide der anderen Parteien
respektieren. Dies wurde in der Presse als Zusage einer Wiederwahl von Christoph

WAHLEN
DATUM: 12.07.2007
SABINE HOHL
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Blocher durch die Freisinnigen gewertet. 11

Ende August trat die SVP mit der Anschuldigung an die Öffentlichkeit, die anderen
Parteien schmiedeten einen „Geheimplan“, mit dem sie Bundesrat Blocher aus dem
Amt entfernen wollten. Anfang September gab die Geschäftsprüfungskommission des
Nationalrates bekannt, Bundesrat Blocher habe möglicherweise an einem Komplott
gegen den ehemaligen Bundesanwalt Valentin Roschacher teilgenommen. Die SVP
behauptete umgekehrt, ein Umsturzplan gegen ihren Bundesrat läge vor, der GPK-
Bericht sei politisch motiviert. 12

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2007
SABINE HOHL

Am 6. Oktober führte die SVP eine grosse Veranstaltung in Bern durch. Ein Umzug mit
Christoph Blocher an der Spitze hätte vom Bärengraben zum Bundesplatz führen
sollen, wurde aber von militanten Linksautonomen, die an einer unbewilligten
Gegendemonstration teilgenommen hatten, verhindert. Zudem wurde die
Festinfrastruktur der SVP auf dem Bundesplatz bei Ausschreitungen zerstört. Die SVP
bezeichnete es als „Schande“, dass die grösste Partei der Schweiz nicht unbehelligt
einen Umzug zum Bundesplatz durchführen könne. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2007
SABINE HOHL

Nach ihrem Sieg bei den Nationalratswahlen (+2,2 Prozentpunkte Wähleranteil, 7 Sitze
mehr im Nationalrat) zeigte sich die SVP eher zurückhaltend. Parteipräsident Maurer
sagte, die Partei stehe hinter der Konkordanz. Die SVP signalisierte Interesse am frei
werdenden Bundeskanzlerposten und forderte, ihre Bundesräte müssten wichtigere
Departemente erhalten. 14

WAHLEN
DATUM: 23.10.2007
SABINE HOHL

Eine wesentliche Rolle spielte die SP im Dezember bei der Abwahl von Bundesrat
Christoph Blocher und der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf an seiner Stelle. Durch
eine Kooperation mit Teilen der CVP und den Grünen gelang es der SP, im Parlament
genügend Stimmen für die Ersetzung von Blocher zu gewinnen. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.12.2007
SABINE HOHL

Die CVP begann, die Rückeroberung ihres zweiten Bundesratssitzes in Betracht zu
ziehen, als Wahlprognosen sie nur noch knapp hinter der FDP sahen. Sie argumentierte,
ihre Bundesrätin könne sich bei der jetzigen Zusammensetzung der Regierung zu selten
durchsetzen. Die CVP müsse deshalb in der Regierung wieder stärker vertreten sein.
Parteipräsident Darbellay hielt fest, er werde zwar Bundesrat Blocher nicht wählen. Den
zweiten Sitz für die CVP wolle er aber nicht auf Kosten der SVP, sondern auf Kosten der
FDP holen, falls diese bei den Parlamentswahlen schwächer abschneiden sollte als die
CVP. Bei den Nationalratswahlen vermochte die CVP die FDP fast einzuholen (+3 Sitze
im Nationalrat, 14,5% Wähleranteil) und sie konnte zusammen mit den Grünliberalen
und der EVP eine grössere Fraktion als diejenige von FDP und Liberalen bilden.
Darbellay brachte sich mit der Aussage, er habe noch nie eine Wahl abgelehnt, selbst als
Kandidat für den Bundesrat ins Gespräch. Ein weiterer diskutierter Kandidat war
Fraktionspräsident Urs Schwaller. Der rechte Flügel der Partei wehrte sich jedoch gegen
eine Kampfkandidatur. Schliesslich beschloss die CVP, nicht anzutreten. Die CVP-
Fraktion unterstützte aber mehrheitlich die Ersetzung von Christoph Blocher durch
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Als Folge davon kam es zu
verärgerten Reaktionen im rechten Flügel der Partei und es wurde spekuliert, ob der
CVP ihr Verhalten bei den nächsten Wahlen in den konservativen Kantonen schaden
würde. 16

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL

Ende 2007 hatte die SVP nach der Abwahl von Christoph Blocher aus dem Bundesrat
den Gang in die Opposition beschlossen und die beiden SVP-Bundesräte Eveline
Widmer-Schlumpf und Samuel Schmid aus ihrer Bundeshausfraktion ausgeschlossen.
Die thematische Grundlage ihrer Oppositionspolitik sah die SVP in ihrem „Vertrag mit
dem Volk“, den sie vor den Wahlen 2007 symbolisch geschlossen hatte. Mitte Januar
empfahl der SVP-Zentralvorstand Toni Brunner (NR SG) als Nachfolger des abtretenden
Parteipräsidenten Ueli Maurer und schlug eine neue Struktur der Parteileitung mit fünf
Vizepräsidenten, die je für ein thematisches Ressort zuständig sein sollen, vor. Einer
der Vizepräsidenten solle alt Bundesrat Christoph Blocher sein – als Verantwortlicher

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.01.2008
SABINE HOHL
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für das Ressort Strategie und Kampagnen. 17

Linke und ökologische Parteien

Nach eingehender Diskussion sprach sich die Delegiertenversammlung in Winterthur
(ZH) Ende August mit 82:26 Ja bei 6 Enthaltungen deutlich für die Abkommen von
Schengen und Dublin aus. Das Schengener Abkommen sei zwar Instrument einer
repressiven Migrations- und Asylpolitik, jedoch angesichts von Bundesrat Blochers
Asylpolitik das geringere Übel. Die anderen Abkommen im Rahmen der Bilateralen II
hiessen die Grünen einstimmig gut (108 Ja, 4 Enthaltungen). Zu allen vier Vorlagen vom
26. September gaben sie die Ja-Parole heraus, zum Mutterschaftsurlaub und zu den
beiden Einbürgerungsvorlagen einstimmig, zur Post-Initiative mit einer Gegenstimme. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.08.2004
MAGDALENA BERNATH

Auf der Delegiertenversammlung im März in Bern erteilte Parteipräsidentin Ruth
Genner (ZH) einer eventuellen Beteiligung der GP an einer Regierung mit Christoph
Blocher eine deutliche Absage. Genner sah einen grünen Sitz im Bundesrat nicht als
primäres Ziel für die Wahlen 2007 an; vorrangig sei vielmehr, die Parlamentsvertretung
der Grünen weiter zu stärken. Im Zentrum der Versammlung standen umweltpolitische
Themen. Die Delegierten forderten von der Parteileitung die Vorbereitung einer
Klimainitiative, da das Projekt einer CO2-Steuer wenig Realisierungschancen besitze.
Des Weiteren bekräftigten sie ihre Forderung nach einem schnellen Ausstieg aus der
Atomkraft. Schliesslich gaben die Delegierten mit 79:5 Stimmen bei 7 Enthaltungen die
Ja-Parole für den Bildungsartikel heraus. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Dezember sprachen sich die Grünen mit 132
zu 14 Stimmen bei 4 Enthaltungen dafür aus, einen Sitz im Bundesrat anzustreben. Zu
reden gab, ob die Grünen bei den anstehenden Bundesratswahlen gegen Bundesrat
Blocher kandidieren sollten. Dies wurde mit 115 zu 34 Stimmen bei 4 Enthaltungen
bejaht. Eine Minderheit argumentierte, die Grünen sollten sich an die arithmetische
Konkordanz halten und auf das Freiwerden eines freisinnigen Sitzes warten. Als
Kandidat der Grünen für den Bundesrat wurde der Waadtländer Ständerat Luc
Recordon aufgestellt. Dieser erklärte, er wolle mit seiner Kandidatur eine Alternative zu
Blochers Politik anbieten. Er sei bereit, sich zurückzuziehen, wenn ein gemässigter
bürgerlicher Kandidat zur Wahl antrete. Weitere Themen der Delegiertenversammlung
waren die Unternehmenssteuerreform II, zu der die Nein-Parole beschlossen wurde
und die Initiative gegen Kampfjetlärm in Tourismusgebieten, welche die Delegierten
befürworteten. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2007
SABINE HOHL

1) AZ, 21.1.22
2) Bund, NZZ, SGT und TA, 15.12.07; Presse vom 19.12.07.
3) Presse vom 12.1.04.
4) BZ, 24.6.04; Presse vom 28.6. und 23.8.04.
5) NZZ, 8.1.05; Presse vom 10.1.05. Zum Thesenpapier siehe auch Presse vom 13.8.05.
6) Presse vom 6.2.06.
7) Presse vom 10.4.06.
8) Presse vom 23.10.06.
9) Delegiertenversammlung: NZZ, 29.1.07. Reaktion von Schmid: BZ, 16.2.07.
10) Bund und NZZ, 19.3.07.
11) BZ und TA, 12.7.07.
12) BZ und NZZ, 7.9.07; Presse vom 12.9.07.
13) Presse vom 8.10.07. 
14) SGT und TA, 23.10.07.
15) Presse vom 13. und 14.12.07.
16) TA, 17.9. und 10.12.07; SGT, 11.12.07; BZ und NZZ, 15.12.07.
17) Presse vom 4.1.08; BZ und SGT, 5.1.08; BüZ und SGT, 12.1.08.
18) Presse vom 30.8.04.
19) QJ, 6.3.06. Zur Diskussion innerhalb der GP über die Bedingungen für eine Regierungsbeteiligung siehe auch LT, 23.3.06;
AZ, 3.8.06.
20) NZZ, 24.11. und 3.12.07.
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